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Die Situation in Berlin im August 1961 
im Lichte der polnischen Presse

Die Berlin-Krise in den Jahren 1958-1961, in der Historiographie als die Zweite 
Berlin-Krise bezeichnet (nach der Ersten Berlin-Krise 1948-1949), war eine Folge 
des Ultimatums von Nikita Chruschtschow, in dem er die Übertragung der Kon­
trollrechte im von den Westmächten besetzten Westberlin, den Abzug der Truppen 
der Westalliierten aus Westberlin und die Umwandlung Berlins in eine freie Stadt 
forderte (Centkowska 2005: 16). Diese Forderungen wurden von den Westmäch­
ten zurückgewiesen. Stattdessen schlugen sie die Wiedervereinigung Deutschlands 
und die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung nach freien Wahlen vor. Der 
US-Präsident J. Kennedy kündigte in seiner Ansprache am 25. Juli 1961 nicht nur 
die rasche und umfassende Vergrößerung der konventionellen Streitkräfte in West­
deutschland an, sondern erinnerte auch eindeutig an die drei Grundsätze, an denen 
die USA im Hinblick auf Berlin festzuhalten entschlossen waren. Kennedy unter­
strich deutlich das Recht der Westalliierten auf Anwesenheit in Berlin, auf freien 
Zugang nach Berlin und auf das Recht der zwei Millionen Westberliner auf Selbst­
bestimmung. Interessanterweise sagte der Präsident über Ostberlin kein Wort 
(Winkler 2007: Band II, 205). Die angespannte politische Lage und die zuneh­
menden Probleme in der DDR, wie z. B. die forcierte Kollektivierung der Land­
wirtschaft, verursachten den seit einigen Jahren andauernden Strom von Flüchtlingen 
nach Westberlin und dann nach Westdeutschland. Die Anzahl der Flüchtlinge stieg 
Anfang 1960 drastisch und nahm Züge einer Panik an. Allein im April 1961 ver­
ließen 30.000 Menschen die DDR (Winkler 2007: Band II, 206).
Der Partei- und Staatsführung bemächtigte sich immer mehr das Gefühl, dass der 
DDR infolge der Entvölkerung ein wirtschaftlicher Zusammenbruch drohte. Be­
reits im März 1961 forderte Walter Ulbricht, der an der Spitze des DDR-Staatsrates 
stand, auf einer Tagung des Warschauer Pakts eine sofortige Absperrung West­
berlins vergebens. Andererseits versicherte er auf einer internationalen Pressekon­
ferenz im Juni 1961 den Versammelten, dass niemand die Absicht habe, eine 
Mauer zu errichten (Winkler 2007, Band II: 205). Der Beschluss über die Grenz­
sperren wurde in Moskau im Juli 1961 gefasst, doch die offizielle Anordnung, 
den Strom der Flüchtlinge möglichst schnell aufzuhalten, bekam das SED-Polit- 
biiro schon Anfang August 1961. Damals wurde ein Stab für die Durchführung
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der „Mauer-Operation“ unter der Verantwortung des ZK-Sekretärs für Sicherheits­
fragen Erich Honecker berufen (Centkowska 2005: 17). In der Nacht vom 12. auf 
den 13. August 1961 -  genauer gesagt nach 1:00 Uhr -  begannen die Nationale 
Volksarmee, die Betriebskampfgruppen und die bewaffneten Angehörigen der 
SED die Straßen und die Gleiswege nach Westberlin abzuriegeln. Unverzüglich 
begann man Befestigungen zu errichten, wobei die Grenze zu Beginn mit Stachel­
draht unpassierbar gemacht wurde. Versperrt wurden über 90 Straßen, die übrigen 
wurden von der Armee bewacht. Die Häuser, die sich an der Grenze befanden, 
mussten sofort verlassen werden, Läden wurden geschlossen, die höheren Stock­
werke der Gebäude abgerissen und ihre Überreste wurden, mit verriegelten Türen 
(Kemp 1988: 23-31), zu einem Mauerteil. Wer unbefugt in die neu eingerichtete 
Sperrzone zwischen den beiden Teilen der Stadt eindrang, riskierte damit sein 
Leben. Schon in den ersten Tagen stand fest, dass die Organe der DDR „zur Grenz­
sicherung“ von der Schusswaffe Gebrauch machen würden. Formell wurde dies im 
Befehl vom 6. Oktober 1961 bestätigt (Winkler 2007, Band II: 205). In einer offi­
ziellen Erklärung vom 13. August 1961 nannte der Ministerrat der DDR die 
Schließung der Grenze als eine Antwort auf:

Verschärfung der Revanchenpolitik W estdeutschlands, ( . . .)  system atische A b­
w erbung von Bürgern der Deutschen Dem okratischen Republik ( .. .) ,  regelrech­
ten M enschenhandel (W inkler 2007: 205).

Inzwischen war das Recht auf Meinungsfreiheit in Polen, sowie in anderen Län­
dern im sowjetischen Machtbereich, stark eingeschränkt. Alle Medien standen 
unter strenger Kontrolle, und die Zensur verursachte, dass an die Gesellschaft nur 
ein verfälschtes Bild der Wirklichkeit gesendet wurde. Die Rolle „der Guten“ 
spielten die Sowjetunion und die mittelosteuropäischen Ländern, in schlechtem 
Lichte wurde dagegen „der mit Kapitalismus und mit imperialistischen Aufwel­
lungen verseuchte Westen“ dargestellt. Die Texte der Artikel oder sogar von relativ 
kurzen Meldungen waren mit den für die Sprache der sozialistischen Propaganda 
charakteristischen Begriffen versehen. Die Medien, vor allem Presse, Rundfunk 
und Fernsehen, waren völlig vom Staat kontrolliert und stellten ein hervorragendes 
Propagandamittel dar. Sie ließen Informationen nicht nur in günstigem Lichte und 
mit entsprechendem Kommentar erscheinen, sondern übermittelten auch die sog. 
geeigneten Informationen, die keine Gefahr darstellten, und vor allem die Position 
des Staatsrates, der Regierung, der Partei und der Sowjetunion nicht in Frage stell­
ten. Der Leser war auf „Gnade oder Ungnade bei der Informationsübermittlung von 
der Regierung” angewiesen. Dieses Phänomen spiegelt sich in der Berichterstat­
tung der polnischen Presse, sowohl in der gesamtpolnischen (u. a. „Trybuna Ludu”, 
„Słowo Powszechne”, „Polityka”), als auch in der regionalen („Gazeta Pomorska”, 
„Dziennik Wieczorny” i „Ilustrowany Kurier Polski”), über die Situation in Berlin
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vor und nach dem 13. August 1961 wider. Der Leser bekam deswegen ein ver­
zerrtes Bild der Situation in Berlin im August 1961. Andererseits unterschieden 
sich einige Meldungen in verschiedenen Tageszeitungen voneinander kaum. 
Manchmal wurden in zwei oder drei Zeitungen dieselben Meldungen veröffent­
licht. Völlig andere Informationen über die Ereignisse in Berlin holte derjenige 
ein, der einen Zugang zu den Verlagen hatte, die nicht der Zensur unterlagen, wie 
z. B. zu der Zeitschrift „Kultura“, die in Paris herausgegeben wurde.
Die Berichte von den Vorfällen in Berlin, die am 13. August 1961 stattfanden, 
waren in den nächsten Tagen natürlich auch in der polnischen Presse präsent, sogar 
in den Schlagzeilen, wobei sie immer mit einem entsprechenden Kommentar ver­
sehen wurden. Der Leser hatte mit einem längeren Text zu tun, der aber mit Pro­
pagandawortschatz durchsetzt wurde: Viele Wörter, regelmäßig wiederholte 
Phrasen wurden in demselben Text mehrmals verwendet. In Wirklichkeit gab es 
aber in den Texten keine Tatsachen und keine konkreten Fakten. Die Informatio­
nen waren nur oberflächlich und stellten die wirklichen Ereignisse in Berlin un­
angemessen d a r-„d ie  Dinge nicht beim Namen genannt“ . Die Presse wiederholte 
hochtönende und propagandistische Sprüche der Vertreter der Regierung. Zumin­
dest in den polnischen Medien tauchen solche Begriffe wie „Mauer“, „Berliner 
Blockade“ oder „Stacheldraht“ nicht auf. Die Rede war aber von verstärkten 
Sicherheitsmaßnahmen und von neuen Anordnungen, die den Verkehr zwischen 
West- und Ostberlin, also in der Sicherheitszone, regulieren sollten. Wichtig 
scheint auch die Tatsache zu sein, dass man in den Artikeln den Begriff „West­
berlin“ benutzt, im Gegensatz zu „Ostberlin“, das nur sporadisch gebraucht wird. 
In Bezug auf diesen Teil der Stadt wird viel häufiger der Terminus „demokrati­
sches Berlin“ verwendet. Im Lichte der Pressemeldungen in der ersten Hälfte des 
August 1961 erscheint das Bild der UdSSR, die:

die S tabilität im Zentrum  Europas und die Festigung des Friedens w eltw eit
anstrebt (Ilustrowany K urier Polski: 1961, 25. August).

Man sollte an dieser Stelle erwähnen, dass die Russen äußerst oft von der Festi­
gung des Friedens und der Notwendigkeit der Schließung eines Friedensvertrages 
mit Deutschland sprachen, wodurch sie ihre pazifistischen Bestrebungen der 
kämpferischen Einstellung der Westmächte gegenüberstellten. Auch der Milita­
rismus der Westmächte wurde allen Friedensangeboten der UdSSR gegenüberge­
stellt, indem alle Anzeichen der Verstärkung des Militärpotentials auf dem Gebiet 
der BRD genau verzeichnet wurden. Gleichzeitig betonte man die Tatsache, dass 
die DDR nur eine Freiwilligenarmee besaß. Es gab auch direkte Äußerungen, 
dass sich Westdeutschland in einen Gefahrenherd in Europa entwickele und die 
BRD-Regierung als der eifrigste Vertreter der Gewaltpolitik, als Herold des Kalten
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Krieges auftrete, der bestimmt nicht dazu beitragen wolle, die Situation in Berlin 
und in Deutschland zu regulieren (Ilustrowany Kurier Polski: 1961, 25. August). 
Die sowjetische Argumentation und Rhetorik schlugen folgende Töne an:

„Die kom m unistischen Länder sind entschlossene und heiße K riegsgegner. Das 
ist der Sinn der sow jetischen Vorschläge zur allgem einen Abrüstung. Die Im pe­
rialisten torpedieren all diese Bem ühungen, weil sie im m er noch an den K am pf 
gegen den Sozialism us und die friedliebenden N ationen denken. D ie aggres­
sivsten im perialistischen Kreise wollen den Plan des Aufbaus einer kom m unis­
tischen G esellschaft verhindern. Der Kapitalism us fürchtet sich vor friedlicher 
K oexistenz m it Ländern m it verschiedenen Sozialsystem en. Die Vereinigten 
Staaten und andere M ächte rüsten zum  Krieg, indem sie riesige G eldsum m en 
für Rüstungen bestimmen. W estdeutschland hat in den letzten 10 Jahren ungefähr 
so viel Geld für militärische Ziele ausgegeben, wie Hitler seit 1933 bis zum A us­
bruch des Zweiten W eltkrieges“ (Ilustrowany Kurier Polski: 1961, 8. August).

Man sollte auch bedenken, dass diese Worte an diejenigen gerichtet wurden, die 
gerade den Krieg erlebt und seine Grauen erfahren hatten. Damit der Frieden ge­
halten werden konnte, sollte nach der Meinung der Sowjetunion vor allem das 
Problem der Deutschlandfrage gelöst werden, d.h. die Gespräche über einen Frie­
densvertrag sollten fortgesetzt werden. Nicht nur die Einstellung der US-Ameri­
kaner wird in der Presse angezweifelt. Man stellte auch Vermutungen an, ob der 
Friedensvertrag für die US-Administration wirklich von Bedeutung ist.“ (Ilustro­
wany Kurier Polski: 1961, 5. August). Zum Ausdruck bringen dies Schlagzeilen wie 
„Bonn bläst in die Segeln der Stimmungen des Kalten Krieges” in den Artikeln über 
Reaktionen der Westmächte auf die Friedenserklärung von Nikita Chruschtschow. 
Inzwischen tauchten auch Feststellungen der sowjetischen Regierung auf, dass 
die Infragestellung oder Einverleibung der DDR eine schlechthin gefährliche 
Illusion sei. Dabei erweist sich die Sowjetunion einerseits als Verteidiger der 
DDR-Bürger, andererseits als Friedenssänger, der alle Streitereien auf einem fried­
lichen Weg lösen will. Die Presseberichte zeigen die Entschlossenheit des östli­
chen Verbündeten, der meinte, dass:

die BR D -R egierung sich für im m er bew usst machen soll, die D D R sei ein Ver­
bündeter und Freund der Sowjetunion, der im m er bereit ist, zur Hilfe zu kom ­
men, indem sie ihre ganze M acht für die Verteidigung der Souveränitätsrechte 
und des Sozialsystem s vor den Verlangen und Um trieben von irgendeiner Seite 
zu verwenden weiß (Ilustrow any Kurier Polski: 1961, 5. August)

Wichtig scheint auch die Tatsache zu sein, dass die sowjetischen Behörden der 
Öffentlichkeit viel früher zu erklären begannen, was in Berlin am 13. August 1961 
passiert ist. Schon am 8. August 1961 schrieb man
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Die Sowjetunion, ähnlich w ie das ganze sowjetische Volk, w ill natürlich nicht 
zulassen, dass die K riegspsychose den N ationen der Welt das Leben vergällt.
(...) D ie Sorglosigkeit, die Passivität und die E instellung, dass alles sich schon 
von selbst regeln wird, kom m en aber nicht in Frage. (Ilustrowany Kurier Polski:
1961, 8. August)

Vielmehr drückte Nikita Chruschtschow seine Überzeugung aus, dass das Vorge­
hen der Sowjetunion bei den Einwohnern der angesprochenen Länder Zustim­
mung finden würde. Interessant ist auch die Tatsache, dass die Presse die Antwort 
auf die eventuelle Frage über die Möglichkeit der Steigerung der Rüstungsausga­
ben der UdSSR betonte, die theoretisch und nach Ansicht des Lesers unnötig war, 
weil die Bedürfnisse des Volkes, das nicht in unnötige Kosten gestürzt werden 
konnte, viel wichtiger als die Rüstungen waren (Ilustrowany Kurier Polski: 1961, 
8. August). Im gleichen Ton wurde die Publizistik am 12. August 1961 gehalten. 
Im Artikel Noch ein A ufru f von Chruschtschow an die Westmächte versucht man 
die Leser davon zu überzeugen, dass die UdSSR bereit sei, unter Einsatz aller 
ihrer Kräfte den Friedensvertrag mit Deutschland zu unterzeichnen und alle 
umstrittenen Angelegenheiten zu regulieren (Ilustrowany Kurier Polski: 1961, 12. 
August).
Von den Ereignissen vom 13. August 1961 erfuhr die polnische Gesellschaft am 
Montag, 14. August 1961, obwohl diese Informationen in manchen Tageszeitun­
gen erst am Dienstag, 15. August, erschienen sind. Die Leser konnten erfahren, 
dass infolge der Besprechung der Unterzeichner des Warschauer Pakts, von der 
DDR-Regierung entsprechende Gesetze verabschiedet werden sollen, die Staats­
interessen und den Weltfrieden schützen sollen. Dies sollte beruhen auf

der Festlegung derselben Grenze zwischen der D D R und der BRD sowie zw i­
schen West- und Ostberlin wie sie zw ischen allen souveränen Staaten verläuft.
D ies soll die feindlichen Vergeltungs- und M ilitärm aßnahm en der BRD und 
W estberlins verhindern (Gazeta Pom orska 1961: 14. August).

Den Presseberichten zur Folge konnten die DDR-Einwohner die Grenze nur mit 
einer speziellen Grenzerlaubnis überschreiten, und

die friedliebenden Einwohner Westberlins konnten nur nach Vorzeigen ihrer Per­
sonalausw eise zum dem okratischen Sektor Berlins kom m en ( . . .)  Die Einfahrt 
nach Berlin w ird den w estdeutschen R evanchisten und G eheim agenten nicht 
genehm igt (Gazeta Pom orska 1961: 14. August).

Der Transitverkehr zwischen Westberlin und der BRD sollte unverändert bleiben. 
In der „Gazeta Pomorska“ sollte selbst der Titel bzw. die Schlagzeile Im Sicher- 
heits- und Friedensinteresse die Gründe andeuten, die zur Einleitung der erwähn-
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ten Maßnahmen geführt hatten. Eine Pressenotiz mit fast demselben Inhalt er­
schien schon am nächsten Tag im „Ilustrowany Kurier Polski“, jedoch unter dem 
Titel Beschluss der DDR-Regierung über Berlin (Ilustrowany Kurier Polski: 1961, 
15. August). Sehr bilderreich wurde die Situation in den Zeitungen „Słowo Pows­
zechne” und „Trybuna Ludu” dargestellt. Letztere präsentierte den umfassendsten 
Bericht über die neue Situation in Berlin. Es wurde u. a. festgestellt, dass:

die M aßnahm en der D D R-Regierung gegen Sabotageakte Westberlins, die un­
unterbrochen stattfinden, konsequent realisiert werden (Trybuna Ludu 1961: 15. 
August)

Der Leser erfahrt von der Schließung der bisher unzähligen Grenzübergänge „zwi­
schen den Stadtsektoren und der DDR-Hauptstadt“ sowie von der Einrichtung der 
neuen 13 Punkte, an denen man die Grenze überschreiten kann. Im Kommentar 
stellte der Autor fest, dass endlich eine normale Grenze festgelegt wurde, und 
zwar:

den Sabotageeinrichtungen Einhalt geboten worden ist, die schon seit langem 
feindliche Tätigkeiten gegen die DDR geführt haben (Słowo Powszechne 1961:
15. A ugust; Trybuna Ludu 1961: 15. August).

Interessanterweise haben die Einwohner von Berlin -  laut den Presseberichten -  
den erwähnten Regelungen Verständnis entgegengebracht. Schon zwei bis drei 
Tage nach der Einführung der Regelungen wurde in den Zeitungen geschrieben, 
dass:

die Bevölkerung die neuen Vorschriften m it Verständnis angenom m en hat, die 
dem  M issbrauch der bisher offenen „G renze“ durch den im perialistischen G e­
heim dienst gegen die DD R und ihre W irtschaft ein Ende setzen sollen, und dass 
die absolute M ehrheit der Einw ohner von W estberlin sich diesen Regelungen 
gegenüber loyal verhält. A lles kehrte zur N orm alität zurück, es herrscht Ruhe 
und norm ales Leben in Berlin. Die neuen Vorschriften w erden konsequent rea­
lisiert (Słowo Powszechne 1961: 17. August).

In der Zeitschrift „Słowo Powszechne“ wurde auch ein Photo von DDR-Bürgern 
veröffentlicht, die Anordnungen und Anzeigen der Regierung auf den Informati­
onssäulen angeklebten (Słowo Powszechne 1961: 17. August).
Interessant ist auch der Artikel Situation in Berlin völlig normal, der am 15. August 
1961 in „Dziennik Wieczorny“ veröffentlicht wurde (derselbe Artikel erschien 
auch am 16. August 1961 in „Trubuna Ludu“). Nach Meinung des Korresponden­
ten verläuft der Verkehr an allen Grenzübergängen in Berlin „fließend und stö­
rungsfrei". Es werden auch genaue Statistiken angegeben, die besagen, dass an 
nur einem der Grenzübergange (insgesamt gab es in Berlin 12 Übergangsstellen)
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50 Fußgänger pro Stunde und 6.000 Autos täglich passieren. Ähnliche Töne schlu­
gen auch Artikel mit den Überschriften In Berlin herrscht Ruhe und normales 
Leben oder In Berlin ruhig in anderen Tageszeitungen an (Ilustrowany Kurier Pol­
ski: 1961, 16. August, Słowo Powszechne 1961: 16. August). Zusammenfassend: 
Der polnische Leser, dessen Wissen nur auf offiziellen Medien basierte, konnte 
den Eindruck gewinnen, dass das Leben in Berlin ein Idyll ist, wo sich keine Tra­
gödie abspielt, wo es keine Widerstandsversuche, keine Unzufriedenheit, keine 
Revolte oder sonst irgendwelche Protestformen der Einwohner gibt. Einwohner, 
die -  laut Regierungs- und Presseberichten -  auch die am 13. August 1961 einge­
leiteten Maßnahmen voll unterstützen.
So waren jedoch nicht alle Pressemitteilungen bezüglich Berlin, die nach dem 
13. August 1961 erschienen. Es muss betont werden, dass man durchaus über An­
zeichen von Unzufriedenheit schrieb, aber der Presse nach kamen sie nur von Be­
wohnern Westberlins. Die Presse berichtete, dass man im westdeutschen Rundfunk 
dazu aufforderte, die Grenze am Brandenburger Tor zu überschreiten ebenso wie 
andere gefährliche Provokationen vorzubereiten. Eine dieser Provokationen sollte 
von der Regierung Westberlins und Westdeutschlands vordem  Rathaus veranstal­
tet werden, wo aufreizende Spruchbänder erschienen. Gerade diesem Ziel diente 
eine umfangreiche Notiz, in der zu lesen war, dass gerade diese „Unruhen” das 
Innenministerium der DDR dazu bewegte, neue Anordnungen „zum Schutz der 
Bewohner der DDR und ihrer Grenzen” zu erlassen. Demnach wurde der Grenz­
übergang am Brandenburger Tor am 14. August 1961 geschlossen.
Für diesen Sachverhalt wurden im Endeffekt westdeutsche Politiker verantwort­
lich gemacht, dennoch schätzte man die Situation in Berlin als „positiv” ein (IKP 
1961: 15. August; Słowo Powszechne 1961: 15. August). Erst einige Seiten später 
war eine Anordnung der Behörden zu lesen, gemäß der alle Bewohner Ostberlins 
ihre Arbeit in Westberlin kündigen und sie im östlichen Teil der Stadt fortsetzen 
sollten.
Eine detaillierte Analyse zeigt, dass man nicht so sehr über die Vorfälle in Berlin 
sondern eher über die deutsche und die Berliner Thematik schrieb. Einerseits 
wurde die Situation im Kontext der Friedensvorschläge der Sowjetunion gezeigt, 
die sich stark für die Sicherheit der friedliebenden (sozialistischen) Länder ein­
setzte. Als Gegensatz zeigte man beinahe täglich:

die steigende aggressive Politik der Westmächte, die die K riegsm aschine antrei­
ben und dadurch das W ettrüsten unerhört steigern, was eine extrem e Spannung 
in den internationalen Beziehungen bew irkt (G azeta Pom orska 1961: 31 A u­
gust).

Eine sorgfältige Darstellung jeglicher Kampfmaßnahmen in Westdeutschland und 
Westberlin sollte die erwünschte Stimmung hervorrufen. Es ging natürlich um
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amerikanisch-britische Manöver, die als Provokation interpretiert wurden und 
darüber hinaus als Beweis für die abnorme Situation in Berlin dienen sollten. Als 
Beispiel dafür wurde u.a. das Erscheinen von 50-tonnenschweren Panzern angeführt, 
die den Straßenverkehr behindern sollten (IKP 1961: 18 August; 30 August). Es 
mangelte auch nicht an Stimmen, nach denen die Anführer der USA und der West­
mächte als Antwort auf den Friedensvertrag der Sowjetunion und der DDR einen 
Krieg entfesseln würden. Man spielte ohne Zweifel mit den Emotionen der Men­
schen, die die Grausamkeiten des Krieges weiterhin in Erinnerung hatten (Gazeta 
Pomorska 1961: 31 August). Man benutzte praktisch dieselbe Argumentation wie 
vor dem 13. August 1961. Man verwies regelmäßig auch auf die provokative Tätig­
keit der westdeutschen- und Westberliner Kreise und ihre Vergeltungsaktionen, was 
wiederum weitere Anordnungen der Ostberliner Behörden erklären sollte. 
Einerseits zeigte man die ruhige Situation in Berlin, andererseits übermittelte man 
aggressiv Informationen über Vorfälle in Bonn und über die Tätigkeit der west­
deutschen Politiker sowie deren Reaktionen auf die Schritte der DDR-Regierung 
und die Situation in Berlin.
Dadurch wurden Westberlin und die BRD als ein Staat dargestellt, der sich mit 
allen Mitteln darum bemühte, die Situation in Ostberlin bewusst zu entflammen 
(IKP 1961: 25 August), und in einer solcher Lage musste man der Diversion in 
Berlin ein Ende setzen (Słowo Powszechne 1961: 27 August).
Die Presse äußerte sich ähnlich wie die sowjetischen Behörden, sie stellte Konrad 
Adenauer als einen Unruhestifter dar, der darüber hinaus als eine Bedrohung für 
den Frieden in Europa und auf der Welt stilisiert wurde. Alle seine Aussagen wur­
den sorgfältig wiedergegeben und meistens als „Verleumdungen gegen die DDR 
und die Sowjetunion” kommentiert (Dziennik Wieczorny 1961: 15 August; Try­
buna Ludu 1961: 16 August), er selbst wurde als ein „problematischer Verbünde­
ter“ (des Westens -  Anmerkung der Autorin) und „ gefährlicher Wahnsinniger” 
bezeichnet (Słowo Powszechne 1961: 29 August).
Im Artikel „Das Deutschland- und Berlin-Problem” wurde nachdrücklich festge­
stellt:

Die Kontrollen und Beschränkungen im Verkehr schaffen Schwierigkeiten für 
die w estdeutschen Politiker (...) es w ird schwieriger sein, M itarbeiter für ihre 
Spionage oder ihren RIAS-Rundfunk, der als ein Propagandawerkzeug gegen 
die DD R und andere sozialistischen L änder dient, anzuw erben (IK P 1961:
16 August).

Die Sowjetunion meinte, dies wären subjektive Gründe für die schlechte Stim­
mung der Westmächte, denn sie trugen schließlich zur Verschlechterung der Lage 
bei. Suggestionen, dass man für alle Unbequemlichkeiten im Grenzverkehr zwi-
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sehen der DDR und Westberlin die Besatzungsmächte und die BRD-Regierung 
verantwortlich machen solle, erschienen erst in den nachfolgenden Tagen.1 
Die Rede von W. Ulbricht vom 18. August 1961, die in allen Zeitungen vollständig 
abgedruckt wurde, war eine Laudatio auf die Leistungen der Sowjetunion. Seinen 
Behauptungen nach verlief das Leben in Berlin ruhig, doch man sollte trotzdem 
wachsam bleiben. Er bedankte sich im Namen des Staatsrates, der Regierung und 
der Partei bei allen Mitgliedern der Streitkräfte sowie bei den Angehörigen der 
Betriebskampftruppen für die beispielhafte Erfüllung der ihnen anvertrauten Auf­
gaben. Er bedankte sich auch beim Volk und bei der Regierung der Sowjetunion 
sowie bei den Mitgliedern des Warschauer Paktes für die Hilfe bei der Lösung 
von deutschen Problemen. Es mangelte auch nicht an Klagen, die, wie man leicht 
erraten kann, meistens gegen die Westmächte gerichtet waren:

Nach einer erheblichen Steigerung der D iversionstätigkeit sollten nach der w est­
deutschen Wahl günstige Umstände erschaffen werden, um die DDR anzugreifen 
(IKP 1961: 19 August; D ziennik W ieczorny 1961: 19 August).

Diese Ruhe sollte die Bewohner der sozialistischen Länder nicht beruhigen, son­
dern sie in Alarmbereitschaft versetzen, denn die Ruhe der BRD sei nur scheinbar 
gewesen. W. Ulbricht war der Meinung, dass:

die Behörden durch die Einführung der genannten Sicherheitsm aßnahm en zw i­
schen der DDR, W estberlin und W estdeutschland, einen Beitrag zum  Frieden 
geleistet haben.

Dies war auch die Erklärung für die Tatsache, dass dank der Sicherheitsanordnun­
gen der „Kriegsherd”, wie man Westberlin bezeichnete, unter Kontrolle gebracht 
wurde, um dadurch den Aufbau des Sozialismus in der DDR zu ermöglichen. Der 
ostdeutsche Staatschef gab in seiner Rede zu verstehen, dass Westberlin selbst in 
den kapitalistischen Ländern als eine Gefahr für den Weltfrieden angesehen werde 
(IKP: 1961, 19 August).
N. Chruschtschow war dagegen an der Reaktion der Westmächte auf seine Taten 
interessiert. Die Tatsache bleibt bestehen, dass die Westmächte nur verbal gegen 
den Mauerbau protestierten. Präsident J. Kennedy erwies den Bewohnern West­
berlins nur einige Gesten, wie z. B. den Besuch des Vizepräsidenten Lyndon B. 
Johnson sowie des bekannten und bejubelten General Lucius D. Clay (der Gründer 
der Luftbrücke aus den Jahren 1948-1949) am 19. August 1961. Darüber hinaus 
wurden dorthin 1500 Soldaten geschickt (Winkler: 2007, 206). Diese Handlungen

1 u.a. Die Вerlinerfrage, ,I КР”, 20-21. August 1961, Nr 195, A u f deutschem Gebiet existieren zwei Staaten 
„Dziennik Wieczorny”, 20-21. August 1961, N r 195; Westberlin ist keineswegs Teil der DDR, „Gazeta 
Pomorska” vom 4. September 1961, Nr. 209.
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und Reaktionen wurden von der sowjetischen Propaganda ausgenutzt und nach 
eigenen Vorstellungen und Wünschen beleuchtet. Die Tatsache, dass die West­
mächte nichts unternommen hatten, wurde nicht ausgelassen, man betonte dafür 
noch die Tatsache, dass die USA jegliche Suggestionen der BRD hinsichtlich ent­
schlossener Gegenschritte ablehnten. Man deutete an, dass die Weststaaten damit 
einverstanden waren, und dass die „tumultuöse westdeutsche Regierung’' nicht 
mit deren Hilfe rechnen konnte. Man sprach mit Genugtuung von der „allgegen­
wärtigen Enttäuschung" in der BRD, deren Grund der „Mangel an sofortiger Re­
aktion“ der Westmächte war. Die Pressemitteilungen sollten zeigen, dass die 
Sowjetunion keine Regeln verletzte und den Westmächten keinen Grund zum Han­
deln gab, denn weder ihre Rechte noch die Rechte Westberlins wurden verletzt 
(IKP 1961: 18 August). In fast jeder Pressemitteilung trat die Unterstützung der 
Sowjetunion für die Regierung der DDR zum Vorschein. Die UdSSR machte ge­
rade mittels der Presse ihren Bürgern klar, dass

die DDR die Grenze m it W estberlin kontrolliert um jegliche feindliche Tätigkeit 
gegen die DD R und die sozialistischen Länder zu verhindern (Dziennik W ie­
czorny 1961: 20-21 August)

Man rechtfertigte die Handlungen der DDR mit dem Recht zur Verteidigung ei­
gener Interessen, demnach waren die Anordnungen bezüglich der Grenzen Innen­
anordnungen. In einer Mitteilung betonte die Regierung der Sowjetunion, dass

sich W estberlin in ein Zentrum  der Spionage und politisch-w irtschaftlicher Pro­
vokationen verw andelt hatte, das gegen die Sowjetunion, die DDR und gegen 
andere sozialistische Länder gerichtet ist. Berlin wurde zum Sitz des sog. „Am e­
rikanischen K om itees für die B efreiung der V ölker R usslands” (IK P 1961: 
20-21 August).

Die Presse informierte am 23. August 1961, dass neue Anordnungen bezüglich 
Berlins in Kraft getreten seien. Es waren meistens Verschärfungen der Grenzüber­
gangsregeln. Offiziell rief man die Bewohner West- und Ostberlins auf, zwecks 
eigener Sicherheit den Abstand von mindestens 100 Metern von der Mauer ein­
zuhalten. Die in den nachfolgenden Tagen publizierten Notizen über Vorfälle, 
die angeblich von der westdeutschen Seite provoziert worden waren und infolge 
derer „mehrere ruhige Bürger gelitten haben“, hatten das Ziel die vorgegebenen 
„Sicherheitsmaßnahmen” der ostdeutschen Regierung zu rechtfertigen (IKP 
1961: 24 VIII; Gazeta Pomorska 1961: 26-27 August; Słowo Powszechne 1961: 
25 August).
Aussagekräftig sind die Schlagzeilen: „Angesichts der Provokation der Revan­
chisten. Neue Anordnungen der DDR", „Verteidigung gegen Provokationen. Zum 
Schutz der Republik” -  sie zeigten schon am Anfang, wodurch die Entscheidungen
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der Staatsführung verursacht wurden und wer für sie die Verantwortung trägt 
(Dziennik Wieczorny 1961: 23 August; Trybuna Ludu 1961: 23 August).
W. Ulbricht war der Meinung, dass im August 1961 die „Bevölkerung der DDR 
eine Geschichtsprobe bestanden hatte” (Dziennik Wieczorny 1961: 26 August). 
Kommentare über die Situation in Berlin erschienen in der „Polityka” nicht am 
19. August, sondern erst am 26. August 1961. In der ersten Ausgabe dominierte 
die Entrüstungsthematik (Polityka: 1961, nr 33, s. 10). Im Artikel: „Der Berliner 
August” konzentrierte sich man vor allem auf die Friedensbestrebungen der Sow­
jetunion und die Tatsache inwiefern die Entscheidungen der DDR begründet 
waren, was die Öffentlichkeit in den westeuropäischen Ländern bestätigen solle. 
Man betonte, dass die Entschlossenheit der Mitglieder des Warschauer Paktes 
den Westen deprimiert hatte.
Die Schlussfolgerung des Redakteurs lässt sich folgendermaßen zusammenfassen:

Die neue Situation ist günstig für die Verhandlungen, an denen der Westen teil­
nehm en kann, ohne dabei das G esicht und das A nsehen zu verlieren und dazu 
noch m it Hoffnungen au f einen günstigen A usgang (Polityka 1961 : nr 34, s. 9).

Seiner Meinung nach, war es vor dem 13. August nicht möglich gewesen, denn 
in Westberlin gab es Diversionsgruppen, deren Handlungen gegen Ostberlin ge­
richtet waren. Durch die Grenzensperre löste die DDR und damit auch die Sow­
jetunion das Problem stellvertretend für die Westmächte, die ihre Beziehungen 
mit der BRD nicht beeinträchtigen mussten. In derselben Ausgabe der „Polityka” 
erschienen Teile verschiedener ausgewählter Texte über Berlin, die vorher in der 
westlichen Presse gedruckt worden waren, in denen der verbale Charakter der Pro­
teste der Westmächte zu sehen war. Schon in der nächsten Ausgabe gab es Passa­
gen, die die Entscheidungen von Chruschtschow rechtfertigten und darüber hinaus 
die Schwäche der Westmächte zeigen sollten, die nicht nur keine Lösung für die 
Probleme Berlins und Deutschlands hatten, sondern die ganze Zeit über nicht bereit 
waren, Friedensverhandlungen aufzunehmen (Polityka 1961 : nr 35, s. 11). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ein Pole, der keinen Zugang zur unab­
hängigen Presse hatte und dessen einzige Informationsquelle die oben genannten 
Pressetitel waren, davon überzeugt gewesen sein musste, dass die Situation in Ber­
lin eskalierte, weil die Westmächte die Unterzeichnung eines Friedensvertrags mit 
Deutschland und jegliche Gespräche über die Lösung der Berlin-Frage ablehnten 
oder sogar zu einem neuen Krieg anstifteten. Die von den Sowjets und der 
DDR-Regierung eingeleiteten Schritte musste er dagegen als notwendig wahmehmen 
und zwar nicht nur wegen der Sicherheit der auf dem Staatsgebiet der DDR le­
benden Deutschen, sondern auch der Bürger anderer sozialistischer Länder.
Die Lektüre mehrerer, sich kaum voneinander unterscheidender Artikel zeigt, 
inwieweit die polnische Gesellschaft und die öffentliche Meinung manipuliert
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wurden. Außerhalb der Zensur erschienen auch im Westen polnische Zeitungen 
(wie z. B. „Kultura” -  die polnische Monatsschrift herausgegeben in Paris). Die 
Berlin-Thematik erschien in dieser Zeitschrift in verschiedenen Zusammenhängen 
in beinahe jeder Ausgabe. Schon im August und September 19612 schrieb man 
über das Hauptproblem der ostdeutschen Regierung, nämlich über die Massen­
flucht der Bürger der DDR in den Westen, was nicht nur bewies, dass die Regie­
rung keine Unterstützung hatte. Die Flucht beeinträchtigte die Funktionsfähigkeit 
des ganzen Staates, besonders der Wirtschaft (Mieroszewski, Wojna o Niemcy 
„Kultura” 1961, Nr. 9, S. 89-97).
In der Oktoberausgabe der „Kultura” in der Skizze „Berliner Notizen” von 
berlińczyk bekommt man ein ziemlich subjektives Bild der Ereignisse in der Nacht 
vom 12. zum 13. August 1961, ebenso wie die Darstellung von Umständen, unter 
denen die damals wichtigen Entscheidungen fielen sowie die wahren Beweg­
gründe der ostdeutschen Regierung. In diesem Text gibt es kein Wort über spe­
zielle Anordnungen usw. Stattdessen spricht man von Betonpfählen und Verhauen, 
die die NVA- und Grenztruppen „unter dem Schleier der Nacht” aufstellten. Die 
Schlussfolgerung des Autors war die folgende:

„in einem M onat w ird die Stadt von einer M auer aus Z iegelsteinen und Loch­
ziegeln geteilt sein, die angeblich dem sozialistischen W ohnungsbau dienen soll­
ten” und „au f beiden Seiten stehen D eutsche...und schauen sich in die A ugen” 
(K ultura 1961: Nr. 10, S. 97-102).

Der Mauerbau war nichts anderes als eine Manifestation des Systems, das sich 
ausschließlich auf Zwang stützte und das seine Bürger nur mit Gewalt im Land 
halten konnte, um weiter zu existieren. Die Sowjetunion konnte nicht tatenlos Z u ­

sehen, wie sein Westposten einfach untergeht (Winkler: 2007, 205).
Die Tatsache bleibt aber bestehen, dass Chruschtschow ein geringes Risiko ein­
ging, denn der Mauerbau verletzte keines der drei Rechte von denen J. Kennedy 
sprach, eigentlich respektierte er alles, was der Westen für seine Grundinteressen 
hielt.
Die Maßnahmen, die am 13. August 1961 unternommen wurden, griffen Deutsche 
aus der DDR und nicht den Westen an. Der 13. August 1961 und der Mauerbau 
waren für die Deutschen eine weitere und zugleich die tiefste Zäsur seit der Grün­
dung der beiden deutschen Staaten 1949 oder eigentlich seit der Kapitulation am 
8. Mai 1945 (Winkler: 2007, S. 206).

Aus dem Polnischen von Bartosz Zwierzchowski und Rafał Łuczkowski

2 Texte für die September-Ausgabe wurden mit Sicherheit vor dem 13.08.1961 geliefert.
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